
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 15.05.2026

Todesfall einer 17-Jährigen in Augsburg-Oberhausen (II) – Pressekommunikation, 
Verantwortlichkeit der Staatsanwaltschaft zu möglichen Falschaussagen an die 
Presse, Konsequenzen

Ausgangspunkt der Schriftlichen Anfrage sind ein auf Reitschuster.de erschienener 
Artikel (vgl. www.reitschuster.de1) zum Todesfall einer 17-Jährigen in Augsburg-Ober-
hausen sowie die Drs. 19/7917 vom 22. September 2025. Der Artikel thematisiert ins-
besondere die Frage, ob die Staatsanwaltschaft Augsburg gegenüber einem Journa-
listen zunächst eine unzutreffende Auskunft zu dem Fall erteilt hat.

Vor diesem Hintergrund stellen sich Fragen zur internen Prüfung von Presseaus-
künften, zur Verantwortlichkeit innerhalb der Staatsanwaltschaft sowie zu möglichen 
Konsequenzen und Maßnahmen zur Vermeidung vergleichbarer Vorgänge.

1	 https://reitschuster.de/post/exklusiv-staatsanwaltschaft-leugnet-tod-einer-17-jaehrigen/

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Hintergrund des Todesfalls und der anfänglichen Leugnung  �   4

1.1	 Welche genauen Umstände führten zum Tod der 17-Jährigen in Augs-
burg-Oberhausen wie im Reitschuster-Artikel beschrieben?  �   4

1.2	 Wann wurde der Fall erstmals der Staatsanwaltschaft Augsburg ge-
meldet (bitte Vorgang schildern, wonach in der Rückfrage der Staats-
anwaltschaft Augsburg der Fall anscheinend zunächst geleugnet 
wurde, und bitte interne Dokumente, die dies belegen, nennen)?  �   4

1.3	 Welche Rolle spielte die AfD-Anfrage Drs. 19/7917 vom 22. Septem-
ber 2025 bei der Vermittlung des Falls an die Öffentlichkeit (bitte Re-
aktion der Staatsregierung schildern)?  �   4

2.		 Rolle der Staatsanwaltschaft Augsburg in der Kommunikation  �   5

2.1	 Wer war der verantwortliche Pressesprecher der Staatsanwaltschaft 
Augsburg zur Zeit der Rückfrage des Journalisten bezüglich der ver-
storbenen 17-Jährigen?  �   5

2.2	 Welche internen Protokolle oder Richtlinien der Staatsanwaltschaft 
Augsburg regeln die Beantwortung von Presseanfragen und wurden 
diese im genannten Fall eingehalten?  �   5
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2.3	 Inwiefern hat die Staatsanwaltschaft Augsburg die mögliche Falsch-
aussage intern überprüft, bevor sie an die Presse weitergegeben 
wurde?  �   5

3.		 Verantwortung für die Information an die Presse  �   5

3.1	 Wer trägt die primäre Verantwortung für die laut des Reitschuster-
Artikels falsche Information an die Presse im Kontext der Rückfrage 
zur verstorbenen 17-Jährigen (bitte auf Kriterien eingehen, mit denen 
diese Verantwortung festgestellt wurde)?  �   5

3.2	 Welche Dienstvorgesetzten des Pressesprechers waren in die Kom-
munikation involviert (bitte auf Dokumentation der Beteiligung der 
Pressesprecher eingehen)?  �   5

3.3	 Hat die Staatsregierung eine unabhängige Untersuchung zur Ver-
antwortung für diese Falschaussage eingeleitet (bitte ggf. Ergebnisse 
nennen)?  �   6

4.		 Gezogene Konsequenzen für den Pressesprecher  �   6

4.1	 Welche disziplinarischen Maßnahmen hat der Dienstvorgesetzte gegen 
den Pressesprecher der Staatsanwaltschaft Augsburg ergriffen auf-
grund der Falschaussage?  �   6

4.2	 Falls Konsequenzen gezogen wurden, welcher Art waren diese (z. B. 
Abmahnung, Versetzung, Kündigung und Zeitpunkt der Umsetzung 
nennen)?  �   6

4.3	 Wie wird sichergestellt, dass solche Konsequenzen im Einklang mit 
dem Bayerischen Beamtengesetz (BayBG) stehen?  �   6

5.		 Gründe für fehlende Konsequenzen und Alternativen  �   6

5.1	 Falls keine Konsequenzen für den Pressesprecher gezogen wurden, 
welche Gründe hat der Dienstvorgesetzte dafür angeführt?  �   6

5.2	 Welche alternativen Maßnahmen (z. B. Schulungen oder interne Er-
mahnungen) wurden stattdessen ergriffen (bitte Gründe anführen)?  �   6

5.3	 Inwiefern berücksichtigt die Staatsregierung bei der Bewertung feh-
lender Konsequenzen den öffentlichen Schaden durch die womöglich 
getroffene Falschaussage?  �   6

6.		 Haltung der Staatsregierung gegenüber der Presse  �   6

6.1	 Heißt die Staatsregierung das Belügen von Pressevertretern durch Be-
hörden gut, insbesondere im Fall der Staatsanwaltschaft Augsburg?  �   6

6.2	 Was ist die Maßgabe und Kontrolle der Durchsetzbarkeit von Richt-
linien der Staatsregierung, die explizit Falschaussagen an die Presse 
verbieten?  �   6

6.3	 Hat die Staatsregierung in vergleichbaren Fällen (z. B. anderen Justiz-
skandalen) eine klare Ablehnung solcher Praktiken demonstriert (bitte 
Beispiele nennen)?  �   6
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7.		  Transparenz und präventive Maßnahmen  �   7

7.1	 Welche Schritte unternimmt die Staatsregierung, um zukünftige Falsch-
aussagen in Justizbehörden zu verhindern, basierend auf diesem Fall?  �   7

7.2	 Wie wird die Transparenz in der Kommunikation zwischen Staats-
anwaltschaften und Presse in Bayern sichergestellt und gibt es Pläne 
für Verbesserungen?  �   7

7.3	 Welche Schulungsprogramme für Pressesprecher und Vorgesetzte 
existieren, um Genauigkeit in Presseauskünften zu gewährleisten?  �   7

8.		 Öffentliche Auswirkungen und Nachverfolgung  �   7

8.1	 Welche Auswirkungen hatte die Aussage auf das öffentliche Vertrauen 
in die bayerische Justiz (bitte unter Angabe der Methodik der Ver-
trauensmessung)?  �   7

8.2	 Plant die Staatsregierung eine öffentliche Stellungnahme oder Kor-
rektur zur Aussage im Reitschuster-Artikel?  �   7

8.3	 Wie wird die Beantwortung dieser Schriftlichen Anfrage (einschließ-
lich Verweis auf Drs. 19/7917 vom 22. September 2025) in zukünftigen 
Fällen als Präzedenzfall genutzt?  �   8

Hinweise des Landtagsamts  �   9
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 25.06.2026

1.		 Hintergrund des Todesfalls und der anfänglichen Leugnung

1.1	 Welche genauen Umstände führten zum Tod der 17-Jährigen in Augs-
burg-Oberhausen wie im Reitschuster-Artikel beschrieben?

Nach dem Ergebnis der Todesfallermittlungen der Staatsanwaltschaft Augsburg trat 
der Tod infolge eines Herzpumpenversagens ein. Hinweise auf äußere Gewaltein-
wirkung ergaben sich nicht.

1.2	 Wann wurde der Fall erstmals der Staatsanwaltschaft Augsburg ge-
meldet (bitte Vorgang schildern, wonach in der Rückfrage der Staats-
anwaltschaft Augsburg der Fall anscheinend zunächst geleugnet 
wurde, und bitte interne Dokumente, die dies belegen, nennen)?

Nach Mitteilung der Staatsanwaltschaft Augsburg wurde ihr der Vorgang einen Tag 
nach dem Todesfall, also am 19. April 2025, vorgelegt. Am 21. Juli 2025 stellte der 
Betreiber des Mediums „Reitschuster“ an die Staatsanwaltschaft Augsburg eine An-
frage zum Todesfall eines 17-jährigen Mädchens, welches in Augsburg-Oberhausen 
vor etwa drei Wochen – mithin am oder um den 1. Juli 2025 – unter Gewalteinwirkung 
ums Leben gekommen sein soll; es gebe Hinweise auf eine Beteiligung afghanischer 
Migranten.

Da ein Sachverhalt mit diesen Parametern (Tatzeit rund drei Wochen vor dem 
21. Juli 2025, Todesursache Gewalteinwirkung, möglicherweise unter Beteiligung af-
ghanischer Migranten) weder bei der Staatsanwaltschaft Augsburg noch nach Rück-
frage bei den Polizeibehörden in Augsburg registriert war, wurde die Medienanfrage 
am 22. Juli 2025 dahin gehend beantwortet, dass der Staatsanwaltschaft ein derartiger 
Fall nicht bekannt sei.

Ergänzend wird auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 5. Januar 2026 
auf die Frage 5.3 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) 
vom 12. November 2025 betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (I) – Personal, 
Fehlzeiten, Beschwerden, gerichtliche Beanstandungen und Öffentlichkeitsarbeit“ 
(Drs. 19/9476) Bezug genommen.

1.3	 Welche Rolle spielte die AfD-Anfrage Drs. 19/7917 vom 22. Septem-
ber 2025 bei der Vermittlung des Falls an die Öffentlichkeit (bitte 
Reaktion der Staatsregierung schildern)?

Die genannte Drucksache ist auf den Internetseiten des Landtags für die Öffentlichkeit 
abrufbar und einsehbar. Weitere Erkenntnisse im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor.
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2.		 Rolle der Staatsanwaltschaft Augsburg in der Kommunikation

2.1	 Wer war der verantwortliche Pressesprecher der Staatsanwaltschaft 
Augsburg zur Zeit der Rückfrage des Journalisten bezüglich der ver-
storbenen 17-Jährigen?

2.2	 Welche internen Protokolle oder Richtlinien der Staatsanwaltschaft 
Augsburg regeln die Beantwortung von Presseanfragen und wurden 
diese im genannten Fall eingehalten?

Die Fragen 2.1 und 2.2 werden zusammen beantwortet.

Pressesprecher der Staatsanwaltschaft Augsburg ist Oberstaatsanwalt Dr. Andreas 
Dobler. Die rechtliche Grundlage für behördliche Auskünfte gegenüber der Presse er-
gibt sich aus Art. 4 Bayerisches Pressegesetz (BayPrG). Im Übrigen richtet sich die 
Pressearbeit der Staatsanwaltschaften nach den Richtlinien für die Zusammenarbeit 
der bayerischen Justiz mit der Presse (Presserichtlinien – PresseRL), Bekanntmachung 
des Staatsministeriums der Justiz vom 26. Mai 2014, Az. 1271 – X – 1/2014 (JMBl. 
S. 67). Ergänzend wird auf die Antwort des Staatsministeriums des Innern, für Sport 
und Integration vom 14. August 2025 auf die Fragen 2.2 und 2.3 der Schriftlichen An-
frage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 23. Juli 2025 betreffend „Todes-
fall einer 17-Jährigen in Augsburg-Oberhausen – Jugendliche im Spannungsfeld von 
Drogen, Gewalt und Organisierter Kriminalität im Umfeld betreuter Wohneinrichtungen 
und migrantisch geprägter Milieus“ (Drs. 19/7917) Bezug genommen.

2.3	 Inwiefern hat die Staatsanwaltschaft Augsburg die mögliche Falsch-
aussage intern überprüft, bevor sie an die Presse weitergegeben 
wurde?

3.		 Verantwortung für die Information an die Presse

3.1	 Wer trägt die primäre Verantwortung für die laut des Reitschuster-
Artikels falsche Information an die Presse im Kontext der Rückfrage 
zur verstorbenen 17-Jährigen (bitte auf Kriterien eingehen, mit denen 
diese Verantwortung festgestellt wurde)?

3.2	 Welche Dienstvorgesetzten des Pressesprechers waren in die Kom-
munikation involviert (bitte auf Dokumentation der Beteiligung der 
Pressesprecher eingehen)?

Die Fragen 2.3 bis 3.2 werden zusammen beantwortet.

Die Medienfrage wurde zutreffend beantwortet. Auf die Antwort zu Frage 1.2 wird 
Bezug genommen.

Presseanfragen werden vom Pressesprecher der Staatsanwaltschaft Augsburg grund-
sätzlich selbstständig beantwortet. Ob im vorliegenden Fall der Behördenleiter oder 
dessen ständiger Vertreter in die Beantwortung einbezogen wurde, kann nach Mit-
teilung der Staatsanwaltschaft Augsburg nicht mehr festgestellt werden.
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3.3	 Hat die Staatsregierung eine unabhängige Untersuchung zur Ver-
antwortung für diese Falschaussage eingeleitet (bitte ggf. Ergebnisse 
nennen)?

4.		 Gezogene Konsequenzen für den Pressesprecher

4.1	 Welche disziplinarischen Maßnahmen hat der Dienstvorgesetzte 
gegen den Pressesprecher der Staatsanwaltschaft Augsburg ergriffen 
aufgrund der Falschaussage?

4.2	 Falls Konsequenzen gezogen wurden, welcher Art waren diese (z. B. 
Abmahnung, Versetzung, Kündigung und Zeitpunkt der Umsetzung 
nennen)?

4.3	 Wie wird sichergestellt, dass solche Konsequenzen im Einklang mit 
dem Bayerischen Beamtengesetz (BayBG) stehen?

5.		 Gründe für fehlende Konsequenzen und Alternativen

5.1	 Falls keine Konsequenzen für den Pressesprecher gezogen wurden, 
welche Gründe hat der Dienstvorgesetzte dafür angeführt?

5.2	 Welche alternativen Maßnahmen (z. B. Schulungen oder interne Er-
mahnungen) wurden stattdessen ergriffen (bitte Gründe anführen)?

5.3	 Inwiefern berücksichtigt die Staatsregierung bei der Bewertung feh-
lender Konsequenzen den öffentlichen Schaden durch die womöglich 
getroffene Falschaussage?

6.		 Haltung der Staatsregierung gegenüber der Presse

6.1	 Heißt die Staatsregierung das Belügen von Pressevertretern durch 
Behörden gut, insbesondere im Fall der Staatsanwaltschaft Augs-
burg?

6.2	 Was ist die Maßgabe und Kontrolle der Durchsetzbarkeit von Richt-
linien der Staatsregierung, die explizit Falschaussagen an die Presse 
verbieten?

6.3	 Hat die Staatsregierung in vergleichbaren Fällen (z. B. anderen Justiz-
skandalen) eine klare Ablehnung solcher Praktiken demonstriert 
(bitte Beispiele nennen)?
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7.		  Transparenz und präventive Maßnahmen

7.1	 Welche Schritte unternimmt die Staatsregierung, um zukünftige 
Falschaussagen in Justizbehörden zu verhindern, basierend auf 
diesem Fall?

Die Fragen 3.3 bis 7.1 werden zusammen beantwortet.

Die Medienfrage wurde zutreffend beantwortet. Auf die Antwort zu Frage 1.2 wird Bezug 
genommen. Für dienstrechtliche Maßnahmen besteht nach Mitteilung der General-
staatsanwaltschaft München, welche die Dienstaufsicht über die Staatsanwaltschaft 
Augsburg führt, kein Anlass.

7.2	 Wie wird die Transparenz in der Kommunikation zwischen Staats-
anwaltschaften und Presse in Bayern sichergestellt und gibt es Pläne 
für Verbesserungen?

Die Pressearbeit der Staatsanwaltschaften richtet sich nach den Richtlinien für die Zu-
sammenarbeit der bayerischen Justiz mit der Presse (PresseRL), Bekanntmachung des 
Staatsministeriums der Justiz vom 26. Mai 2014, Az. 1271 – X – 1/2014 (JMBl. S. 67).

Die Presserichtlinien gewährleisten eine sachgerechte und transparente Zusammen-
arbeit der Staatsanwaltschaften mit der Presse.

7.3	 Welche Schulungsprogramme für Pressesprecher und Vorgesetzte 
existieren, um Genauigkeit in Presseauskünften zu gewährleisten?

Für Pressesprecherinnen und Pressesprecher von Gerichten und Staatsanwaltschaften 
werden von der bayerischen Justiz jährlich ein Grund- und Vertiefungsseminar zur 
Presse- und Medienarbeit sowie regelmäßig eine Tagung in Kooperation mit dem 
Institut zur Förderung publizistischen Nachwuchses angeboten. Daneben steht den 
bayerischen Pressesprecherinnen und Pressesprechern das ebenfalls gehaltvolle 
Angebot der Deutschen Richterakademie offen. Dort werden unter anderem die Ta-
gungen „Kontakt mit den Medien (Presseseminar)“, „Justiz, Medien und Medienrecht – 
Presseseminar“ und „Justiz und Öffentlichkeit“ durchgeführt.

Darüber hinaus findet auf regionaler Ebene regelmäßig ein Erfahrungsaustausch für 
die Pressesprecherinnen und Pressesprecher des jeweiligen Bezirks eines Ober-
landesgerichts bzw. einer Generalstaatsanwaltschaft statt.

8.		 Öffentliche Auswirkungen und Nachverfolgung

8.1	 Welche Auswirkungen hatte die Aussage auf das öffentliche Ver-
trauen in die bayerische Justiz (bitte unter Angabe der Methodik der 
Vertrauensmessung)?

8.2	 Plant die Staatsregierung eine öffentliche Stellungnahme oder Kor-
rektur zur Aussage im Reitschuster-Artikel?
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8.3	 Wie wird die Beantwortung dieser Schriftlichen Anfrage (einschließ-
lich Verweis auf Drs. 19/7917 vom 22. September 2025) in zukünftigen 
Fällen als Präzedenzfall genutzt?

Die Fragen 8.1 bis 8.3 werden zusammen beantwortet.

Die Medienfrage wurde zutreffend beantwortet. Auf die Antwort zu Frage 1.2 wird 
Bezug genommen. Ergänzend wird auf die Antwort zu den Fragen 7.2 und 7.3 Bezug 
genommen.

Bayerischer Landtag    19. Wahlperiode � Seite 8 / 9 Drucksache 19 / 12674



Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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